
 

 

 

 

Stellungnahme des Kinderschutzbundes (DKSB) Landesverband NRW e.V. 

zur Anhörung im Landtag Nordrhein-Westfalen 

 

Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum wirksam gestalten: 

Plattformen regulieren, Medienkompetenz stärken, Teilhabe si-

chern 

 

Der Kinderschutzbund Nordrhein-Westfalen begrüßt ausdrücklich die intensive politische Ausei-
nandersetzung mit den Auswirkungen sozialer Medien auf Kinder und Jugendliche und bedankt 
sich für die Möglichkeit der Stellungnahme. Die vorliegenden Anträge der Fraktionen von 
CDU/Bündnis 90 Die Grünen sowie SPD machen deutlich, dass die Risiken digitaler Plattformen 
inzwischen als ernstzunehmende Herausforderung für den Kinder- und Jugendschutz anerkannt 
werden. Gleichzeitig zeigen die aktuelle Erklärung der Bildungsministerkonferenz (KMK) sowie 
die Empfehlungen der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina, dass die Debatte 
differenziert geführt werden muss und einfache Antworten der Komplexität des Problems nicht 
gerecht werden.  

Die vorliegende Stellungnahme spiegelt den aktuellen Stand dieser Diskussion wider; mit gro-
ßem Interesse erwartet der Kinderschutzbund die für Ende Juni angekündigten Handlungsemp-
fehlungen der Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ für einen 
zeitgemäßen Schutz und eine sichere Teilhabe junger Menschen im digitalen Raum. 

Eine politische Debatte, die häufig entlang einer Gegenüberstellung von Schutz und Teilhabe 
geführt wird, greift hier zu kurz. Aus Sicht des Kinderschutzbundes lautet die entscheidende 
Frage nicht: „Wie verhindern wir die Nutzung sozialer Medien durch Kinder und Jugendliche?“, 
sondern: „Wie gestalten wir digitale Räume so, dass Kinder und Jugendliche sie sicher, kompe-
tent, gesund und selbstbestimmt nutzen können?“ 

 

1. Soziale Medien sind Risiko- und Lebensraum zugleich 

Soziale Medien sind für Kinder und Jugendliche heute zentrale Orte der Kommunikation, der 
Identitätsentwicklung, der Information, der kulturellen Teilhabe und der politischen Meinungs-
bildung. Gerade für vulnerable Gruppen schaffen digitale Räume Möglichkeiten sozialer Vernet-
zung und Unterstützung, die offline häufig nicht in gleicher Weise vorhanden sind. Gleichzeitig 
bestehen erhebliche Risiken, u.a. Cybermobbing, sexualisierte Gewalt und Cybergrooming, Hass-
rede und Diskriminierung, Desinformation, Radikalisierung, problematische und suchtähnliche 
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Nutzungsformen, psychische Belastungen durch sozialen Vergleichsdruck und permanente Ver-
fügbarkeit. 

Die Leopoldina weist darüber hinaus auf wissenschaftliche Hinweise hin, wonach intensive und 
unregulierte Social-Media-Nutzung mit erhöhten Depressions- und Angstsymptomen, Schlaf-
problemen, geringerem Wohlbefinden und beeinträchtigter Selbstwertentwicklung zusammen-
hängen kann. Gleichzeitig betont sie, dass soziale Medien nicht pauschal schädlich sind. Weshalb 
sie ihren Beitrag als Public-Health-Ansatz statt einer reinen Verbotsdebatte einstuft. 

 

2. Das Problem sind nicht die Kinder – das Problem sind die Plattformstrukturen und -

betreiber 

Die Diskussion über Social-Media-Verbote darf nicht davon ablenken, dass viele der heute be-
klagten Risiken bereits Gegenstand bestehender europäischer und nationaler Schutzregelungen 
sind. Mit dem europäischen Digital Services Act (DSA), dem deutschen Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag (JMStV) sowie den Regelungen des Datenschutzrechts existieren bereits heute 
umfangreiche rechtliche Instrumente zum Schutz von Kindern und Jugendlichen im digitalen 
Raum. Bevor neue Verbote für Kinder und Jugendliche geschaffen werden, sollte geprüft werden, 
warum bestehende Verpflichtungen der Plattformbetreiber bislang nicht ausreichend durchge-
setzt werden. Die aktuelle Debatte droht jedoch häufig, die Verantwortung auf Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien zu verlagern. 

Die wissenschaftlichen Analysen der Leopoldina zeigen, dass die Risiken wesentlich durch die 
Strukturen digitaler Plattformen beeinflusst werden, algorithmische Empfehlungssysteme, per-
sonalisierte Feeds, endlose Scrollmechanismen, Belohnungs- und Verstärkungslogiken, daten-
basierte Geschäftsmodelle sind als Risiken klar identifiziert, denn Kinder und Jugendliche ver-
fügen entwicklungsbedingt noch nicht über dieselben Selbstregulationsfähigkeiten wie Erwach-
sene. Wenn Plattformen gezielt auf maximale Aufmerksamkeit und Nutzungsdauer ausgerichtet 
sind, entsteht eine strukturelle Überforderung junger Nutzerinnen und Nutzer. 

Deshalb unterstützen wir ausdrücklich die Forderungen beider Anträge nach einer stärkeren 
Verantwortung der Plattformbetreiber. Verantwortung muss dort ansetzen, wo Risiken erzeugt 
werden. 

 

3. Medienkompetenz als zentraler Schutzfaktor 

Die Bildungsministerkonferenz formuliert in ihrer Erklärung einen entscheidenden Grundsatz: 
„Medienkompetenz ist ein wichtiger Schlüssel und entscheidender Schutzfaktor.“ Diese Einschät-
zung wird vom Kinderschutzbund in NRW ausdrücklich unterstützt. Kinder und Jugendliche 
müssen befähigt werden, digitale Informationen kritisch zu bewerten, Desinformation zu erken-
nen, ihre Daten zu schützen, algorithmische Mechanismen zu verstehen, eigene Nutzungszeiten 
zu reflektieren, Risiken frühzeitig wahrzunehmen und digitale Konflikte konstruktiv zu bearbei-
ten. Medienkompetenz ist dabei keine Alternative zum Schutz. Sie ist vielmehr eine Vorausset-
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zung für wirksamen Schutz. Die KMK spricht in diesem Zusammenhang von der Förderung di-
gitaler Resilienz – also der Fähigkeit, Risiken zu erkennen, belastende Erfahrungen einzuordnen 
und verantwortungsvoll mit ihnen umzugehen. 

 

4. Medienbildung muss verbindlich werden 

Wenn Medienkompetenz als zentraler Schutzfaktor verstanden wird, darf ihre Vermittlung nicht 
vom Zufall abhängen. Der Kinderschutzbund unterstützt Positionen, wonach Medienbildung sys-
tematisch und verbindlich in Bildungsplänen verankert werden muss. Themen wie Cybermob-
bing, sexualisierte Gewalt im Netz, Radikalisierung, Desinformation, Deepfakes, Künstliche In-
telligenz und Datenschutz müssen verbindlicher Bestandteil schulischer Bildung sein. 

Um dies zu gewährleisten bedarf es einer nachhaltigen Qualifizierung von Lehrkräften, sozial-
pädagogischen Fachkräften und Beratungsdiensten. Die Stärkung professioneller Kompetenzen 
ist ein zentraler Baustein, um problematische Nutzungsformen von Kindern und Jugendlichen 
frühzeitig erkennen und begleiten zu können. 

 

5. Elternbildung ist eine bislang unterschätzte Säule des Kinderschutzes 

Kinder- und Jugendschutz beginnt nicht erst in sozialen Netzwerken und auch nicht erst in der 
Schule. Die Erziehungsverantwortung der Eltern spielt eine ganz zentrale Rolle. Gleichzeitig füh-
len sich viele Eltern angesichts der Dynamik digitaler Entwicklungen verunsichert oder überfor-
dert. Der Kinderschutzbund in NRW empfiehlt hierzu niedrigschwellige Informations-, Unter-
stützungs- und Hilfeangebote für Familien auf- und auszubauen. Eltern brauchen Unterstützung 
um Kinder altersgerecht begleiten zu können. Medienerziehung darf nicht zur individuellen Über-
forderung einzelner Familien werden. Nordrhein-Westfalen sollte deshalb Elternbildung syste-
matisch ausbauen, mehrsprachige Informationsangebote schaffen, Familienzentren, Schulen 
und Kitas stärker einbeziehen und Beratungsangebote dauerhaft finanzieren. 

 

6. Beteiligung junger Menschen stärkt die Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen 

Kinder und Jugendliche sind nicht nur Adressatinnen und Adressaten von Schutzmaßnahmen, 
sie sind Expertinnen und Experten ihrer eigenen Lebenswelt. Die vorliegenden Studien zeigen, 
dass junge Menschen Risiken sozialer Medien sehr genau wahrnehmen und differenzierte Vor-
stellungen über sinnvolle Schutzmaßnahmen entwickeln.  

Die explorative Studie des AWO Bundesverbands e.V. (2025) macht dies deutlich: Jugendliche 
beschreiben soziale Medien einerseits als festen Bestandteil ihres Alltags, als Ort für Austausch, 
Information und Unterhaltung; zugleich benennen sie sehr klar Belastungen wie Stress, Ablen-
kung, suchtähnliche Nutzung, problematische Inhalte, ungewollte Kontaktaufnahmen und den 
Verlust von Privatsphäre. Gerade diese differenzierte Perspektive zeigt, dass junge Menschen 
nicht pauschal für oder gegen Verbote argumentieren, sondern sichere Plattformen, wirksame 
Schutzmechanismen, Aufklärung, Beteiligung und altersgerechte Regeln einfordern. 
(https://www.kinderrechte.digital/fokus/detail/explorative-studie-zur-social-media-nutzung-
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von-jungen-menschen). Deshalb begrüßen wir ausdrücklich die Forderungen nach Jugendbetei-
ligung im Antrag von CDU und Bündnis 90/Die Grünen.   

 

7. Warum pauschale Verbote keine ausreichende Antwort darstellen 

Die Leopoldina beschreibt erhebliche Risiken sozialer Medien. Daraus folgt jedoch nicht zwangs-
läufig die Wirksamkeit pauschaler Verbote. Aus Sicht des Kinderschutzbundes bestehen erheb-
liche Zweifel, ob eine altersdifferenzierte Staffelung, die zugleich an pauschale Nutzungsaus-
schlüsse für jüngere Kinder gekoppelt ist, die tatsächlichen Herausforderungen wirksam lösen 
kann. Sie bergen die Gefahr, Nutzungsrealitäten zu ignorieren, Ausweichbewegungen auf unre-
gulierte Plattformen zu fördern, soziale Ungleichheiten zu verschärfen, Teilhaberechte von Kin-
dern und Jugendlichen einzuschränken. Die wissenschaftliche Evidenz spricht vielmehr für ein 
Zusammenspiel aus Regulierung, Prävention, Bildung und Begleitung.  

Die Leopoldina, die KMK und der Kinderschutzbund eint deshalb die Überzeugung, dass Kinder- 
und Jugendschutz als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden werden muss. 

 

8. Fazit: 

Die aktuelle Diskussion über soziale Medien darf nicht auf die Frage reduziert werden, ob Kinder 
und Jugendliche Zugang zu digitalen Räumen haben sollen oder nicht. Die eigentliche Heraus-
forderung besteht darin, digitale Räume so zu gestalten, dass sie Schutz und Teilhabe gleich-
ermaßen ermöglichen. 

Die Erklärung der Bildungsministerkonferenz und die Empfehlungen der Leopoldina zeigen über-
einstimmend, dass Medienkompetenz, digitale Resilienz, Elternbildung, Beteiligung und Platt-
formregulierung keine Alternativen, sondern komplementäre Bausteine eines wirksamen Kinder- 
und Jugendschutzes sind. Der Kinderschutzbund NRW plädiert deshalb für einen evidenzbasier-
ten Ansatz, der junge Menschen stärkt, Familien unterstützt und die Verantwortung dort ver-
ankert, wo Risiken entstehen: bei den Plattformen selbst. 

 

9. Forderungen des Kinderschutzbundes NRW 

Der Kinderschutzbund NRW empfiehlt dem Landtag Nordrhein-Westfalen: 

• Medienbildung verbindlich in allen Bildungsbereichen zu verankern. 

• Elternbildung und Familienberatung systematisch auszubauen. 

• Digitale Resilienz als zentrales Bildungsziel zu etablieren. 

• Fachkräfte in Schule, Kinder- und Jugendhilfe sowie Beratung gezielt weiter zu qualifi-
zieren. 

• Kinder und Jugendliche verbindlich an der Entwicklung von Schutzkonzepten für den 
digitalen Raum zu beteiligen. 
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• Forschung und Evaluation zu Wirkungen sozialer Medien sowie Schutzmaßnahmen wei-
ter auszubauen. 

• Unterstützung und Einforderungen wirksamer Schritte auf Bundes- und europäischer 

Ebene, um: 

o Plattformbetreiber stärker in die Verantwortung zu nehmen. 

o Manipulative und suchtfördernde Designstrukturen konsequent zu regulieren. 

 

 

 

Anhang: Synopse aktueller Positionen zu Social Media-Verboten 

 

 



 

 

Vergleich der Positionen zu Social Media und Kinder- und Jugendschutz 

Leitbild Antrag SPD Antrag CDU/Grüne KMK Leopoldina DKSB NRW 

Hauptproblem 
Risiken sozialer Medien 
und unzureichender 
Schutz Minderjähriger 

Risiken sozialer Medien 
und fehlende altersge-
rechte Regulierung 

Fehlende Medien-kom-
petenz und Selbstregu-
lation bei gleichzeitig 
bestehenden Risiken 

Auswirkungen intensi-
ver Social-Media-Nut-
zung auf psychische 
Gesundheit sowie mani-
pulative Plattformstruk-
turen 

Unregulierte Plattfor-
men und unzureichende 
Bildungs- und Schutz-
strukturen 

Hauptstrategie 
Schutz durch Begren-
zung und Jugendversio-
nen 

Schutz durch altersdif-
ferenzierte Regulierung 

Schutz durch Medien-
kompetenz, Prävention 
und Begleitung 

Public-Health-Ansatz: 
Regulierung, Präven-
tion, Bildung und For-
schung 

Plattformregulierung, 
Medienkompetenz und 
Teilhabe 

Rolle von Verboten eher hoch moderat nachrangig 
keine zentrale Empfeh-
lung 

kritisch 

Rolle der Plattform-
betreiber 

sehr hoch sehr hoch 
wichtig, aber nicht 
Schwerpunkt 

zentral zentral 

Rolle der Medien-
kompetenz 

wichtig, aber nachge-
ordnet 

wichtig zentral zentraler Schutzfaktor zentraler Schutzfaktor 

Rolle der Eltern eher wenig ausgeführt vorhanden zentrale Verantwortung zentrale Verantwortung zentrale Verantwortung 

Rolle der Schulen 
Medienbildung als Auf-
gabe 

Medienbildung als Auf-
gabe 

Schlüsselakteure der 
Prävention 

wichtige Orte für Prä-
vention und Resilienz-
förderung 

wichtige Orte für Medi-
enbildung 

Rolle der Jugendhilfe kaum thematisiert kaum thematisiert ergänzende Partner 
wichtige Präventions- 
und Unterstützungs-
instanz 

zentrale Akteurin im 
Kinder- und Jugend-
schutz 

Beteiligung junger 
Menschen 

begrenzt 
ausdrücklich vorgese-
hen 

ausdrücklich vorgese-
hen 

empfohlen ausdrücklich gefordert 

Psychische Gesund-
heit 

wichtiger Begründungs-
zusammenhang 

wichtiger Begründungs-
zusammenhang 

Bestandteil von Präven-
tion 

zentrales Thema der 
Analyse 

wichtiger Aspekt unter 
mehreren 

Wissenschaftliche 
Grundannahme 

Schutz vor Risiken 
durch stärkere Begren-
zung 

Schutz durch abgestufte 
Regulierung 

Schutz durch Befähi-
gung und Resilienz 

Schutz durch Kombina-
tion aus Regulierung, 
Bildung, Prävention und 
Forschung 

Schutz durch Befähi-
gung und Regulierung 

Verhältnis von Schutz 
und Teilhabe 

Schutz hat Vorrang 
Schutz und Teilhabe 
sollen ausbalanciert 
werden 

Schutz und Teilhabe ge-
hören zusammen 

Schutz und Teilhabe 
müssen gemeinsam ge-
dacht werden 

Schutz und Teilhabe ge-
hören untrennbar zu-
sammen 


